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Gesetz
zur Änderung des Berufsschulgesetzes

Vom 29. April 1958

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird:

Art. 1

§ 42 des Berufsschulgesetzes vom 25. März 1953 
(BayBS II S. 595) erhält folgende Fassung:

Von den in § 19 Abs. 1 vorgesehenen Zuschüs­
sen wird in den Rechnungsjahren 1953 mit 1960 
ein Teilbetrag in Höhe von jeweils 25 v. FI. der 
gesamten Zuschüsse als Zuschuß zu den einmali­
gen Aufwendungen für Berufsschulen gewährt, 
die nach diesem Gesetz errichtet oder ausgebaut 
werden müssen.

Art. 2

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1958 in Kraft. 

München, den 29. April 1958

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Hanns Seidel

Gesetz
über Sonderurlaub für Jugendleiter

Vom 29. April 1958

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekannlgemacht wird:

Art. 1

Den  ehrenamtlich  tätigen  Jugendleitern  über 
18 Jahren ist auf Antrag Sonderurlaub in folgen­
den Fällen zu gewähren:
a) Für die Tätigkeit als Leiter oder Helfer in Zelt­
lagern, Jugendherbergen und Heimen, in denen 
Kinder und Jugendliche vorübergehend zur Er­
holung  untergebracht sind,  und  bei Jugend­
wanderungen.

b) Zur Teilnahme an Ausbildungslehrgängen und 
Schulungsveranstaltungen  der Jugendverbände 
und der öffentlichen Jugendpflege.

c) Zur Teilnahme an Tagungen der Jugendverbände 
und der öffentlichen Jugendpflege.
Der Arbeitgeber kann im Einzelfall den Sonder­

urlaub nur mit Zustimmung des Betriebsrates ver­
weigern. Ist ein Betriebsrat nicht vorhanden, so 
darf der Arbeitgeber den Sonderurlaub nur ver­
weigern, wenn ein unabweisbares betriebliches In­
teresse entgegensteht.

Art. 2

Der Sonderurlaub beträgt bis zu 12 Arbeitstagen 
im Jahr. Er kann auf höchstens drei Veranstaltun­
gen im Jahr verteilt werden und ist auf das näch­
ste Jahr nicht übertragbar. Ein Anspruch auf Be­
zahlung des Sonderurlaubs besteht nicht.

Art. 3

Die Anträge aut Sonderurlaub können nur von 
den Jugendverbänden und Jugendringen auf Lan­
des- und Bezirksebene sowie von den Spitzenver­
bänden der Freien Wohlfahrtspflege gestellt werden.
Die Anträge sind, abgesehen von begründeten 

Ausnahmefällen, mindestens 14 Tage vor Beginn 
des Sonderurlaubs einzureichen.
Treten Zweifel hinsichtlich eines antragstellenden 

Verbandes auf, so kann die Stellungnahme des 
Staatsministeriums für Unterricht und Kultus ein­
geholt werden.

Art. 4

Arbeitnehmern,  die  einen  Sonderurlaub  nach 
Art. 1 erhalten, dürlen Nachteile in ihrem Arbeits- 
bzw. Dienstverhältnis nicht erwachsen.

Art. 5

Das Gesetz tritt am 1. April 1958 in Kraft.

. München, den 29. April 1958

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Hanns Seidel

Verordnung
über Abendgymnasien für Berufstätige

Vom 28. März 1958

Gemäß § 9 Abs. 2 der Verordnung über das nicht­
staatliche Erziehungs- und Unterrichtswesen (EUV) 
vom 26. August 1933 (BayBS II S. 603) erläßt das 
Bayerische Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus folgende Verordnung über Abendgymnasien 
für Berufstätige:

§ 1
Aufgabe

Abendgymnasien für Berufstätige sind Bildungs­
einrichtungen, die in einem vierjährigen Abend­
lehrgang zur Reifeprüfung führen. Mit Rücksicht 
auf die  berufliche Tätigkeit der  Besucher  von 
Abendgymnasien ist die Zahl der Fächer gegenüber 
der Höheren Schulen vermindert.

§ 2
Einrichtung von Abendgymnasien

Abendgymnasien für Berufstätige können nur in 
Verbindung mit einer staatlich anerkannten neun- 
klassigen Höheren Schule geführt werden.
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§ 3

Aufbau der A b e n d g y m n a s i e n 

Die 1. Klasse stellt einen Vorkurs dar, der eine 
sinnvolle Auslese im Hinblick auf das Bildungsziel 
des Abendgymnasiums bezweckt. Er soll den Be­
werbern vor dem Besuch der höheren Klassen Ge­
legenheit zur Selbstprüfung geben und sie auf die 
besondere Arbeitsweise des Abendgymnasiums hin­
führen. Die 2., 3. und 4. Klasse stellen den Haupt­
kurs dar.

§ 4

Arten der A b e n d g y m n a s i e n ,
Unterrichtsfächer, Lehrziel

(1) Abendgymnasien für Berufstätige werden in 
drei Formen geführt:
Abendgymnasium (Realgymnasium) 
Abendgymnasium (Oberrealschule) 
Abendgymnasium (Wirtschaftsoberrealschule).

(2) Das Abendgymnasium (Realgymnasium) unter­
richtet in folgenden Fächern:

Deutsch
Englisch
Latein
Mathematik
Physik
Geschichte mit Sozialkunde 
Erdkunde.

(3) Das Abendgymnasium (Oberrealschule) unter­
richtet in folgenden Fächern:

Deutsch
Englisch
Französisch
Mathematik
Physik
Geschichte mit Sozialkunde 
Erdkunde.

(4)  Das  Abendgymnasium  (Wirtschaftsoberreal­
schule) unterrichtet in folgenden Fächern:

Deutsch
Englisch
Französisch
Mathematik
Physik
Betriebswirtschaftslehre einschließlich 
betriebswirtschaftliches  Rechnungswesen 

Geschichte mit Sozialkunde und Erdkunde

(5) Die Abendgymnasien haben in ihren Fächern 
das Lehrziel der Höheren Schulen. Für das Abend­
gymnasium (Realgymnasium) gilt das Lehrziel des 
Realgymnasiums mit Englisch als 1. Fremdsprache, 
für das Abendgymnasium (Oberrealschule) gilt das 
Lehrziel  der  Oberrealschule,  für  das  Abendgym­
nasium (Wirtschaftsoberrealschule) gilt das Lehrziel 
der Wirtschaftsoberrealschule.

(6) Die Stundentafel wird vom Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus festgesetzt.

(7) Die Abendgymnasien unterrichten nach einem 
vom Staatsministerium für Unterricht und Kultus 
zu genehmigenden Lehrplan. Die Berufserfahrung 
der  Lehrgangsteilnehmer  und  ihre  menschliche 
Reife sind dabei zu berücksichtigen.

§ 5

Schuljahr und Ferien 

Schuljahr  und  Ferien  an  den  Abendgymnasien 
richten sich nach den Bestimmungen für die Höhe­
ren Schulen.

§ 6
Aufnahme

(1)  In das Abendgymnasium dürfen nur Bewer­
ber aufgenommen werden, die beim Eintritt in die 
1. Klasse (Vorkurs)

a) eine Berufsausbildung abgeschlossen haben oder 
im letzten Jahr der Berufsausbildung stehen oder 

eine mindestens zweijährige regelmäßige Berufs­
tätigkeit nachweisen können und

b) mindestens 18 Jahre alt sind.

(2) Für den Eintritt in die 2. Klasse gelten fol­
gende Bedingungen: Die Bewerber müssen

a) eine Berufsausbildung abgeschlossen haben oder 
eine mindestens dreijährige regelmäßige Berufs­
tätigkeit nachweisen können und

b) mindestens 19 Jahre alt sein.
(3) Für den Eintritt in die 3. Klasse gelten fol­

gende Bedingungen: Die Bewerber müssen
a) eine Berufsausbildung abgeschlossen haben oder 
eine  mindestens  vierjährige  regelmäßige  Be­
rufstätigkeit nachweisen können und

b) mindestens 20 Jahre alt sein.

(4) Eine Neuaufnahme in die 4. Klasse ist nicht 
zulässig.

(5) Bewerber, die das 45. Lebensjahr überschrit­
ten haben, werden im allgemeinen nicht mehr auf­
genommen.

(6) Bewerber, die früher als Schüler vom Besuch 
aller  Höheren  Schulen  oder  aller  Mittelschulen 
strafweise ausgeschlossen worden sind, können in 
das Abendgymnasium nicht aufgenommen werden. 
Das gleiche gilt für Bewerber, die früher schon ein 
Abendgymnasium besucht hatten  und  gemäß § 8 
Abs. 1 oder § 11 Abs. 3 ausgeschieden sind, sowie 
für Bewerber, die sich bereits zweimal der Reife­
prüfung ohne Erfolg unterzogen haben. Das Staats­
ministerium für Unterricht und Kultus kann Aus­
nahmen bewilligen.

(7)  Die  Bewerber  müssen  einen  einwandfreien 
Leumund nachweisen.

(8) Die Aufnahme in das Abendgymnasium setzt 
das Bestehen einer Aufnahmeprüfung voraus.

(9)  In  der Aufnahmeprüfung für  die  1.  Klasse 
sind ein Aufsatz sowie schriftliche Aufgaben  aus 
dem  Rechnen  zu  fertigen.  Außerdem  werden  in 
schriftlichem  oder  mündlichem  Verfahren Fragen 
gestellt, die die Reife und Denkfähigkeit des Be­
werbers feststellen lassen.

(10) Bei der Aufnahmeprüfung in die 2. oder 3. 
Klasse wird  auch geprüft, ob der Bewerber den 
Stoff der früheren Klasse(n) in allen Fächern be­
herrscht.

(11) Die Aufnahmeprüfung kann frühestens nach 
einem Jahr und nur einmal wiederholt werden.

(12) Die endgültige Aufnahme ist abhängig vom 
Bestehen einer Probezeit, darüber entscheidet der 
Lehrerrat.

§ 7

Teilnahme am Unterricht

(1)  Die  Lehrgangsteünehmer  sind  verpflichtet, 
regelmäßig am Unterricht teilzunehmen.
(2)  Lehrgangsteilnehmer,  die  von  ihrer  beruf­

lichen Tätigkeit her in  einem Fach schon  erheb­
liche Kenntnisse mitbringen, kann der Direktor in 
diesem Fach in stets widerruflicher Weise von der 
Teilnahme am Unterricht befreien; an den Schul­
aufgaben haben sie jedoch teilzunehmen.
(3)  Beurlaubungen  können  nur  in  dringenden 

Ausnahmefällen gewährt werden. Die Entscheidung 

trifft der Direktor.
§ 8

Auslese

(1)  Wenn  ein  Teilnehmer  die  Anforderungen 

einer  Klasse  nicht  erfüllt  hat,  entscheidet  der 
Lehrerrat  darüber,  ob  ihm  das  Wiederholen  der 
Klasse gestattet oder ob ihm der weitere Besuch 
des Abendgymnasiums versagt wird. Die Entschei­
dung ist davon abhängig, ob Aussicht besteht, daß 
der Teilnehmer das Ziel des Abendgymnasiums er­

reichen wird.
(2) Die Teilnehmer erhalten am Ende jedes Schul­

jahres ein Zeugnis.

§ 9

Reifezeugnis

(1)  Die Teilnehmer legen  die Reifeprüfung am 
Abendgymnasium unter Beachtung der in Abs. 2
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getroffenen  Ausnahmeregelungen  nach  den  Be­
stimmungen des Abschnitts VI (Reifeprüfung) der 
Schulordnung für die Höheren Schulen vom 17. Mai 
1957 (GVB1. S.  105 KMB1. S. 213) und der dazu­
gehörigen Ausführungsbestimmungen ab.

(2) Mit Rücksicht auf die besondere Eigenart des 
Abendgymnasiums werden folgende Abweichungen 
von  den  allgemeinen  Reifeprüfungsbestimmungen 
getroffen:
a) Zur Reifeprüfung am Abendgymnasium werden 
keine Privatschüler zugelassen.

b) Die schriftliche Prüfung erstreckt sich auf vier 
Fächer:
am Abendgymnasium (Realgymnasium):
Deutsch, Englisch, Latein. Mathematik; 
am Abendgymnasium (Oberrealschule):
Deutsch, Englisch, Mathematik, Physik; 
am Abendgymnasium (Wirtschaftsoberrealschule): 
Deutsch,  Englisch,  Mathematik,  betriebswirt­
schaftliches Rechnungswesen.

c) Gegenstände  der  mündlichen  Prüfung  können 
außer  den  Fächern  der  schriftlichen  Prüfung 
die  übrigen  in  § 4  Abs.  2  bis  4  genannten 
Fächer sein.

d) Prüflinge  mit  Gesamtnote  6  in  einem  Fach 
können  unter  Zubilligung  von  Notenausgleich 
in folgenden Fällen das Reifezeugnis erhalten:
1.  wenn sie Gesamtnote 1  in einem oder Ge­
samtnote 2 in zwei Fächern aufweisen. Dabei 
können  Kernfächer  nur  durch  Kernfächer 
ausgeglichen  werden.  Kernfächer  sind  alle 
Fächer  mit  Ausnahme  von  Geschichte  mit 
Sozialkunde und von Erdkunde;

2.  wenn  sie  in  mindestens  drei  Kernfächern 
keine schlechtere Note als 3 aufweisen.

Notenausgleich  darf  nur  zugebilligt  werden, 
wenn dem Prüfling auf Grund seiner Gesamt­
leistung  die  Hochschulreife  zuerkannt  werden 
kann. Gesamtnote 6 im Deutschen ist nicht aus­
gleichbar.
Ferner  darf  kein  Ausgleich  gewährt  werden, 
wenn neben Gesamtnote 6 in einem Fach noch in 
einem weiteren Fach Gesamtnote 5 oder 6 vorliegt.

e) In  den  Prüfungsausschuß  werden  die  in  der 
obersten  Klasse  unterrichtenden  Lehrer  beru­
fen.  Als  Zweitkorrektoren  kommen  erfahrene 
Lehrer der Schule,  mit der das  Abendgymna­
sium verbunden ist, hinzu.

§ 10
Direktor und Lehrer

(1)  Der  Direktor  der  neunklassigen  Höheren 
Schule, mit der das Abendgymnasium  verbunden 
ist, ist zugleich Direktor des Abendgymnasiums.

(2) Die Lehrer an Abendgymnasien müssen die 
Eignung als Lehrer für Höhere Schulen besitzen.

(3) Der Lehrerrat des Abendgymnasiums besteht 
aus  den  am  Abendgymnasium  unterrichtenden 
Lehrern. Den Vorsitz führt der Direktor.

§ U

Bestim mungen für die Teilnehmer

(1) Die Klassen  1  bis 3 des  Abendgymnasiums 
dürfen nur von Personen besucht werden, die be­
rufstätig sind.

(2)  Die Teilnehmer  des  Abendgymnasiums  sind 
der Hausordnung unterworfen.

(3)  Erweist  sich  ein  Teilnehmer  infolge  seines 
Verhaltens als  ungeeignet, so kann er durch Be­
schluß  des  Lehrerrats  vom  weiteren  Besuch  des 
Abendgymnasiums  ausgeschlossen  werden.  Der 
Lehrerratsbeschluß bedarf einer Mehrheit von min­
destens zwei Dritteln der Stimmen.

§ 12

Fachaufsicht

Das Staatsministerium für Unterricht und Kul­
tus  und  der  Ministerialbeauftragte  führen  die 
Fachaufsicht über die Abendgymnasien.

§ 13

Abgrenzung von anderen Bildungs­
einrichtungen

Bildungseinrichtungen, die auf die Reifeprüfung 
vorbereiten,  aber den Bestimmungen  dieser Ver­
ordnung nicht entsprechen, dürfen die Bezeichnung 
„Abendgymnasium“  nicht  führen.  Teilnehmer  an 
solchen Kursen können nur die Reifeprüfung als 
Privatschüler an einer Höheren Schule gemäß § 29 
der Schulordnung ablegen.

§ 14

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Mai 1958 in Kraft

München, den 28. März 1958

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

Prof. Dr. Theodor M a u n z, Staatsminister

Landesverordnung 
über die Änderung von Vorschriften 
auf dem Gebiet des Pfandleihgewerbes 

Vom 3. April 1958

Auf Grund des § 38 Abs. 1 und 2 der Gewerbe­
ordnung  erläßt das  Bayer.  Staatsministerium  für 
Wirtschaft und Verkehr im Einvernehmen mit dem 
Bayer. Staatsministerium des Innern folgende Ver­
ordnung:

§ 1

§  15 Abs.  3  der Verordnung,  den  Vollzug  der 
Reichs-Gewerbeordnung betreffend, vom 29.  März 
1892 (BayBS IV S.  9)  ist mit dem  Inkrafttreten 
des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutsch­
land außer Kraft getreten.

§ 2

Die Bekanntmachung, das Pfandleihgewerbe be­
treffend, vom 11.  Februar  1911 (BayBS IV S. 31) 
wird wie folgt geändert:

1.  § 1 Abs. 3 wird aufgehoben.

2.  In § 11 Abs. 1 werden die Worte „bei dem Amts­
gericht  . . .  zu  hinterlegen“  durch  die  Worte 
„bei der Gemeinde, in der das Pfandleihgewerbe 
zur  Zeit  des  Geschäftsabschlusses  betrieben 
worden ist, zu hinterlegen“ ersetzt.

3.  § 11 Abs. 2 erhält folgende Fassung:
„Wenn der Betrag binnen Jahresfrist nicht er­
hoben wird, verfällt er zugunsten der in Abs. 1 
genannten Gemeinde.“

4.  Dem § 13 wird folgender Abs. 2 angefügt:
„Die Kreisverwaltungsbehörde kann den Pfand­
leiher auf Antrag von den in Abs. 1 genannten 
Verpflichtungen  befreien,  wenn  die  erforder­
lichen Angaben leicht und schnell aus anderen 
Geschäftsunterlagen festgestellt werden können 
und  die Person des Antragstellers eine solche 
Erleichterung  rechtfertigt.  In  diesem  Fall  gel­
ten für die Geschäftsunterlagen die §§ 15 Abs. 2, 
16, 17, 19 Abs. 1 und 20 entsprechend; die Kreis­
verwaltungsbehörde  kann  jedoch  den  Antrag­
steller auch von der Verpflichtung befreien, die 
Einträge  in  die Geschäftsunterlagen  mit Tinte 

zu schreiben (§ 15 Abs. 2).“

5.  § 19 Abs. 2 erhält folgende Fassung:
„Auf  dem Pfandschein  müssen  die  Geschäfts­
bedingungen des Pfandleihers abgedruckt sein.“

§ 3

Diese Verordnung tritt am 15. Juni 1958 in Kraft. 
Sie gilt bis zum 31. Dezember 1960.

München, den 3. April 1958

Bayerisches Staatsministerium 
für Wirtschaft und Verkehr 

Dr. S c h e d 1, Staatsminister
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Änderung der Mustersatzung 
für die der Bayer. Landestierversichen/ngs- 
anstalt angeschlossenen Tierversicherungs­

vereine
Vom 12. April 1958

Auf Grund des Artikels 9  Abs.  II des Gesetzes 

über das öffentliche Versicherungswesen vom 7. De­

zember 1933 (BayBS I S. 242) i. d ,F. der Änderung vom 

29. Mai 1957 (GVB1. S. 105) wird die Mustersatzung für 

Tierversicherungsvereine vom31. Oktober 1936 (Anlage 

zur Bekanntmachung der Bayer. Versicherungskam­

mer vom 31. Oktober 1936 über die Satzung der Bayer. 

Landestierversicherungsanstalt — BayBS I S. 268) 

mit Zustimmung des Landesausschusses sowie mit 

Genehmigung  des  Bayer.  Staatsministeriums  des 

Innern (ME vom 15. Februar 1958 Nr I A 4—538—20/2) 

und  fachaufsichtlicher  Genehmigung  des  Bayer. 

Staatsministeriums für Wirtschaft und Verkehr (ME 

vom 13. März 1958 Nr. VA 7982—II/25a—12084) mit 

Wirkung vom 1. Januar 1958 wie folgt geändert:

1. In § 1 Ziff. la) und b) wird das Wort „umstehen“ 

durch das Wort „verenden“ ersetzt.

2. § 1 Ziff. 2 erhält folgende Fassung:

„Die Versicherung erstreckt sich ohne beson­

deren  Zuschlag  auf  Verluste  durch  Brand- 

unglück,  Blitzschlag,  Trächtigkeit,  Geburt,  Ka­

stration von normal gebauten Hengsten, Weide­

gang und Unfälle aller Art.“

3. § 2 erhält folgende Fassung:

„1. Die Mitglieder sind verpflichtet, stets alle 

von ihnen gehaltenen oder in ihrem Betrieb ste­

henden Tiere derselben Gattung, soweit sie ver­

sicherungsfähig  sind  und  sich  innerhalb  des 

Vereinsbezirkes  befinden,  zum  vollen  Wert  zu 

versichern.  Verletzt  ein  Mitglied  diese  Vor­

schrift, so hat der Vereinsausschuß die nicht an­

gemeldeten Tiere aulzunchmen.

2.  Versicherungsfähige  Tiere  derselben  Gat­

tung  dürfen  nicht  anderweitig  gegen  dieselbe 

Gefahr versichert werden.

3.  Die  Anstaltsverwaltung  kann  Ausnahmen 

zulassen.  Feuer-  und  Diebstahlversicherung 

sind allgemein zugelassen.“

4. In § 3 Ziff. 1 wird nach Buchst, h) angefügt: 

„Der  Vereinsausschuß  kann  in  den  Fällen 

Buchstabe  a) — c)  mit  Genehmigung  der  An­

staltsverwaltung Ausnahmen zulassen.“

5. In § 3 Ziff. 2 wird das Wort „Viehhändler“ durch 

die Worte „Pferde- und Viehhändler“ ersetzt.

6. § 3 Ziff. 4 erhält folgende Fassung:

„Pferde mit Fehlern an Augen, Beinen oder 

Hufen  oder  sonstigen  äußerlich  erkennbaren 

Fehlern  dürfen,  sofern  nicht  ihre  Aufnahme 

nach Ziff. 1 e) überhaupt ausgeschlossen ist, nur 

dann aufgenommen werden, wenn der Antrag­

steller  unter  Vorlage  einer  tierärztlichen  Be­

schreibung des Fehlers auf die Vergütung von 

Schäden, die unmittelbar oder mittelbar aus den 

Fehlern nach der Aufnahme entstehen, schrift­

lich  verzichtet.  Die  Verzichterklärung  hat  der 

Antragsteller sogleich  bei  der Aufnahme eines 

Tieres abzugeben. Sie ist vom Vereinsausschuß 

der Anstaltsverwaltung gleichzeitig mit der An­

meldekarte vorzulegen.“

7. § 4 erhält folgende Fassung:

„1., Der Eintritt ist vom Eigentümer oder Be­

sitzer oder deren Bevollmächtigtem beim Vor­

sitzenden oder bei der Geschäftsführung schrift­

lich anzumelden.

Bei der Pferdeversicherung ist die vom Antrag­

steller  eigenhändig  unterschriebene  Anmelde­

karte  der Anstaltsverwaltung  jeweils  bis  zum 

Ende des Monats vorzulegen.

2. Der Eintritt ist versagt:

a)  Tierbesitzern,  deren  Tiere  erfahrungsgemäß

vernachlässigt,  auffallend  schlecht  genährt,

übermäßig ausgenützt oder mißhandelt wer­

den.

b)  Tierbesitzern, welche den Verein hinsichtlich 

eines versicherten oder zu versichernden Tie­

res getäuscht oder zu täuschen versucht haben. 

3.  Außerdem  kann  der Vereinsausschuß  aus 

schwerwiegenden  Gründen  die  Zulassung  ver­

weigern.“

8. In  §  5  Ziff.  5  letzter  Satz  werden  die  Worte 

„Mindest- und“ vor dem Wort „Höchstversiche­

rungswerte“ eingefügt.

9. § 6 Ziff. 3 erhält folgende Fassung:

„Dem Mitglied ist bei der Aufnahme eine Sat­

zung  gegen  Empfangsbestätigung  auszuhän­

digen.“

10. In § 6 wird die Ziffer 5 gestrichen.

11. § 7 Ziff. 1 wird folgender neuer Satz 2 angefügt: 

„Bei  der  Pferdeversicherung  sind  die  Ände­

rungsanzeigen vom Vereinsausschuß jeweils am 

Ende des Monats der Anstaltsverwaltung vor­

zulegen.“

12. In § 7 Ziff. 3 wird das Wort „Versicherungshalb­

jahres“  durch  das  Wort  „Versicherungsjahres“ 

ersetzt.

13. § 8 Ziff. 2 erhält folgende Fassung:

„Für Schäden, deren Ursache in die Zeit vor 

der Aufnahme  (§  6  Ziff.  1)  zurückreicht,  wird 

keine Entschädigung geleistet. Für Tiere, die in­

folge eines während der ersten 14 Tage nach der 

Aufnahme in die Versicherung (Ziff. 1) eingetre­

tenen  Unfalls  oder  einer  während  dieser  Zeit 

aufgetretenen Krankheit verenden  oder  notge­

schlachtet  werden müssen,  wird  Entschädigung 

nur  gewährt,  wenn  der  Tierbesitzer  beweist, 

.  daß  die  Schadenursache  nicht  in  die Zeit  vor 

der Aufnahme in die Versicherung zurückreicht. 

Für Schäden,  die innerhalb eines Vierteljahres 

nach  der  Aufnahme  durch  Tuberkulose  oder 

Borna’sche  Krankheit  eintreten,  wird  keine 

Entschädigung geleistet.“

14. ln § 9 Ziff. 1 wird folgender neuer Satz 3 an­

gefügt:

„Die bei  der Herbst- bzw.  Frühjahrsnachschau 

festgesetzten  Versicherungswerte  gelten  ab 

1. November bzw. ab 1. Mai.“

15. In § 9 Ziff. 3 Satz 2 wird angefügt:............ wenn

seitdem 2 Monate verflossen sind.“

16. § 9 Ziff. 4 erhält folgende Fassung:

„Bei Pferden, welche das 10. Lebensjahr über­

schritten  haben,  ist  eine  Erhöhung  des  bishe­

rigen Versicherungswertes  nicht mehr zulässig. 

Die  Anstaltsverwaltung  kann  Ausnahmen  zu­

lassen. Für trächtige Stuten kann bis zum Ab­

lauf des 9. Trächtigkeitsmonats ohne Rücksicht 

auf deren Alter, für die Dauer der Trächtigkeit 

ein Zusatzwert bis zu 20 °/o des bisherigen Ver­

sicherungswertes  beim  Vereinsausschuß  bean­

tragt werden. Der Zusatzwert entfällt mit dem 

28. Tage  nach  der  Geburt  (Früh-  oder  Fehl­

geburt).“

17. § 9 Ziff. 7 erhält folgende Fassung:

„Binnen drei Tagen nach Ablauf der Auflage­

frist ist gegen die Schätzung Einspruch an das 

Schiedsgericht des Vereins, gegen die sonstigen 

Einträge Beschwerde an die Anstaltsverwaltung 

zulässig.“

18. § 9 Ziff. 9 erhält folgende Fassung:

„In gleicher Weise kann die Anstaltsverwal­

tung  nach  Anhörung  des  Landesausschusses 

von sich aus mit Wirkung für alle oder einzelne 

Vereine  eine  verhältnismäßige  Erhöhung  oder 

Minderung der Versicherungssummen anordnen.“

19. § 10 Ziff. 1 erhält folgende Fassung:

„Die Mitgliedschaft kann beendet werden

a) vom  Versicherten  durch  Austrittserklärung 

oder Aufgabe der Tierhaltung,

b) vom Verein durch Ausschluß und Kündigung,

c) von der Anstaltsverwaltung durch Ausschluß
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und Kündigung nach vorheriger Anhörung 
des Vereinsausschusses.“

20. In § 10 Ziff. 2 werden die Worte „6 Monate“ 
durch die Worte „eines Jahres“ ersetzt.

21. In § 10 Ziff. 3 wird der bisherige Satz 3 gestri­
chen.
Satz 4 wird Satz 3.
Es wird folgender neuer Satz 4 angefügt: 
„Über Kündigung und Ausschluß entscheidet im 
Falle der Ziff. 1 b) der Vereinsausschuß.“

22. § 10 Ziff. 4 erhält folgende Fassung:
„Ein Mitglied, welchem der Eintritt versagt 

wäre (§ 4 Ziff. 2), ist auszuschließen. Der Aus­
schluß darf erst erklärt werden, wenn das Mit­
glied zur Sache gehört wurde oder hierauf ver­
zichtet hat.“

23. §10 Ziff. 5 erhält folgende Fassung:
„Aus dem Verein können ausgeschlossen wer­

den Mitglieder,
a) die durch satzungswidriges oder ungebühr­
liches Verhalten die Führung der Geschäfte 
erheblich erschweren,

b) die mit der Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten 
länger als vier Wochen im Verzug sind,

c) die versicherte Tiere zu Sicherungszwecken 
übereignen,

d) über deren Vermögen der Konkurs eröffnet 
oder für deren Anwesen die Zwangsverstei­
gerung  oder die Zwangsverwaltung ange­
ordnet ist.“

24. §10 wird folgende neue Ziff. 6 eingefügi:
'  „Das ausgeschlossene Mitglied geht — unbe­
schadet der Ziff. 7 —- sofort aller Rechte an den 
Verein verlustig.“

25. § 10 — bisherige Ziff. 6 wird Ziff. 7.
In Ziffer 7 wird das Wort „umsteht“ durch das 
Wort „verendet“ ersetzt.

26. In § 11  Ziff. 2  werden  der Punkt durch  ein 
Komma ersetzt und die Worte „.. ., d. i. Stall 
oder Weide.“ angefügt.

27. In § 11 Ziff. 3 Satz 1 werden nach den Worten 
„eines anderen“ die Worte „der Bayer. Landes­
tierversicherungsanstalt  angeschlossenen“  ein­
gefügt.

28. §11 Ziff. 5 erhält folgende Fassung:
„Wird ein versichertes Tier ohne Änderung 

des Eigentumsverhältnisses länger als 2 Tage 
aus dem Standort entfernt, so erlischt die Ver­
sicherung, wenn der Vorsitzende der Entfernung 
nicht zugestimmt hat. Der Vorsitzende kann die 
Entfernung  räumlich  und  zeitlich  begrenzen. 
Der Verein haftet auch bei Erlöschen der Ver­
sicherung noch 14 Tage lang für Schäden, deren 
Ursache nachweislich in die Zeit vor der Ent­
fernung zurückreicht.“

29. §11, bisherige Ziff. 6 wird gestrichen.
30. In § 12 Ziff. 1 wird nach den Worten „mit dem“ 
das Wort „versicherten“ eingefügt.

31. In § 12 Ziff. 7 wird das Wort „Viehhändler“ durch 
die Worte „Pferde- oder Viehhändler“ ersetzt. 
Satz 2 der Ziff. 7 erhält folgende Fassung: 
„Gegen den abweisenden Beschluß ist binnen 
einer Frist von acht Tagen die Berufung an die 
Anstaltsverwaltung zulässig.“

32. Die Überschrift von § 14 erhält folgende Fassung: 
„Verjährung der Ansprüche aus dem Versiche­
rungsverhältnis.“

33. In § 14 werden die Worte „der Versicherung“ 
durch die Worte „dem Versicherungsverhältnis“ 
ersetzt.

34. § 15 erhält folgende Fassung:
„1. Streitigkeiten wegen der Entschädigung ent­
scheidet endgültig das Schiedsgericht der Bayer. 
Landestierversicherungsanstalt.
2.  Streitigkeiten  wegen  der  Wertermittlung 
entscheidet — unbeschadet des § 13 der Satzung 
der Bayer. Landestierversicherungsanstalt — das 
Schiedsgericht des Vereins.

3. Alle übrigen  Streitigkeiten  entscheidet  die 
Anstaltsverwaltung.“

35. In § 16 Ziff. 4 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Diebstahls“ die Worte „oder Raubes“ eingefügt. 
In Satz 2 werden nach dem Wort „Diebstahl“ 
die Worte „oder Raub“ eingefügt.

36. In § 18 Ziff. 1 wird das Wort „Umstehen“ durch 
das Wort „Verenden“ ersetzt.

37. § 18 Ziff. 3 erhält folgende Fassung:
„Der Versicherte darf ein Tier, für das Ent­

schädigung beansprucht wird, nur mit Geneh­
migung des Vereinsausschusses schlachten oder 
zur Schlachtung abgeben, es sei denn, daß ein 
dringender Fall vorliegt (z. B. wenn ein Tier­
arzt die sofortige Notschlachtung für notwendig 
erklärt) und der Vereinsausschuß nicht recht­
zeitig verständigt werden kann.“

38. § 19 Ziff. 3 erhält folgende Fassung:
„Der Betrag der Schätzung darf bei Tieren 

unter drei Jahren und bei hochträchtigen Kü­
hen, Ziegen und Schafen (bei Muttertieren noch 
6 Wochen nach der Geburt) die im Versiche­
rungsbuch eingetragene oder durch die beweg­
liche Versicherung (§ 9 Ziff. 8 und 9) gegebene 
Versicherungssumme bis zu einem Zehntel über­
steigen, wenn diese dem wirklichen Wert ent­
sprach, seit der letzten Festsetzung mindestens 
zwei Monate verflossen sind und seitdem der 
Wert zugenommen hat.“

39. In § 19 Ziff. 5 wird Satz 3 gestrichen.
40. In § 21 wird Ziff. 3 gestrichen.
Die bisherigen Ziffern 4 und 5 werden 3 und 4.

41. In §23 Ziff. 1 erhält der Vorsatz folgende Fas­
sung: „Ein Anspruch auf Entschädigung besteht 
nicht:“

42. In §23 Ziff. 1 a) werden nach dem Wort „Ge­
walt“ die Worte „Krieg, Aufruhr, Plünderung 
oder Atomenergie“ eingefügt.

43. In § 23 Ziff. 1 b) werden nach dom Wort „Vor­
schriften“ die Worte „oder durch sonstiges eige­
nes Verschulden“ eingefügt.

44. § 23 Ziff. 1 d) erhält folgende Fassung:
„wenn der Versicherte im Falle eines Diebstah­
les oder Raubes seinen Verpflichtungen gern. § 5 6 
Ziff. 4 nicht nachgekommen ist oder den Dieb­
stahl grobfahrlässig ermöglicht hat,“

45. §23 Ziff. 1 g) erhält folgende Fassung:
„wenn der Versicherte zur Zeit des Eintritts der 
Erkrankung oder Verletzung, die zum Tode oder 
zur  Notschlachtung  eines  versicherten  Tieres 
führte, oder zum Zeitpunkt des plötzlichen Todes, 
des Diebstahls oder Raubes mit der Anmeldung 
eines versicherungsfähigen Tieres im Verzug war 
(§2 Ziff. 1, §7 Ziff. 1),“

46. In § 23 Ziff. 1 h) wird das Wort „wenn“ durch 
das Wort „soweit“, die Worte „durch sonstige 
fahrlässige Behandlung“ durch die Worte „durch 
grobe Fahrlässigkeit“ ersetzt.

47. In § 23 Ziff. 1 i) wird das Wort „wenn“ durch 
das Wort „soweit“ ersetzt.

48. §23 Ziff. 1 m) erhält folgende Fassung:
„wenn  ein  versichertes Tier,  abgesehen  von 
einem dringenden Fall im Sinne des § 18 Ziff. 3 
ohne Genehmigung des Vereinsausschusses ge­
schlachtet oder zur Schlachtung angegeben oder 
wenn die vom Vereinsausschuß angeordnete oder 
in dringenden Fällen vom Tierarzt begutachtete 
Notschlachtung nicht zugelassen wurde,“

49. Die Überschrift von § 28 erhält folgende Fassung: 
„Beitragsberechnung für die Mitglieder“

50. §28 Ziff. 1 erhält folgende Fassung:

„Die Beiträge werden nach Abschluß eines 
Versicherungsjahres im Umlageverfahren erho­
ben. Das Versicherungsjahr läuft vom 1.Novem­
ber bis 31. Oktober. Für jede Tiergattung wer­
den die Beiträge getrennt berechnet. Die bei­
tragspflichtige Versicherungssumme wird durch 
den Durchschnitt der in den beiden Nachschauen
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festgesetzten  Versicherungswerte gebildet.  Für 
das Winterhalbjahr ist die Herbstnachschau, für 
das  Sommerhalbjahr  die  Frühjahrsnachschau 

maßgebend. Bei den in den Zwischenzeiten auf­
genommenen oder entschädigten Tieren tritt an 

Stelle der Nachschau die Schätzung.
Die Anstaltsverwaltung kann während des Ver­
sicherungsjahres Vorauszahlungen einheben.“

51. § 28 Ziff. 2 erhält folgende Fassung:
„Bei Zu- oder Abgängen von  Tieren inner­

halb des Versicherungshalbjahres wird der Bei­

trag berechnet
a) bei Pferden monatsweise wobei Teile eines 
Monats für voll genommen werden,

b) bei anderen Tieren für das laufende Halb­
jahr. Stellt der Versicherte für ein abgegan­
genes  Tier  in  demselben Versicherungsjahr 
ein anderes Tier derselben Gattung (Ersatz­
tier) ein, ohne für das abgegangene Tier Ent­
schädigung zu beanspruchen, so wird nur der 
Beitrag für das  höher versicherte Tier be­
rechnet,

c) für Tiere neu eintretender Mitglieder sowie 
für zugehende Tiere, die nicht als Ersatztiere 
eingestellt  werden  oder  für  die  nicht  die 
Ersatzregelung  hinsichtlich  der  Beitrags­

berechnung eintritt, ist der Beitrag monats­
weise zu berechnen. Teile eines Monats wer­
den hierbei für voll genommen.“

52. § 28 Ziff. 3 erhält folgende Fassung:
„Für entschädigte Tiere ist der Beitrag stets 

für das laufende Halbjahr zu entrichten, ebenso 
für Tiere von Mitgliedern, die aus dem Verband 

der Bayer. Landestierversicherungsanstalt aus- 
scheiden.“

53. In § 28 Ziff. 6 wird das Wort „kann“ durch das 
Wort „können“ ersetzt.

54. §28 Ziff. 7 erhält folgende Fassung:
„Mitglieder, die im Jahre ihres Ausscheidens 

aus  dem Verein  eine  Entschädigung  erhalten 
haben, können  mit einem Zuschlag bis zu °/io 
ihres Jahresbeitrages belastet werden. Wenn die 
Beiträge der Mitglieder den Jahresaufwand des 
Vereins nicht decken, werden Mitglieder, die aus 
dem  Verband  der  Bayer.  Landestierversiche­
rungsanstalt ausscheiden,  mit einem  Beitrags­
zuschlag -b’s zu 5/io belastet.“

55. § 29 Ziff. 2 erhält folgende Fassung:
„Der Vorsitzende, sein Stellvertreter und die 

Mitglieder des Vereinsausschusses werden von 
der Mitgliederversammlung auf drei Jahre ge­

wählt.  Die  Mitgliederversammlung  kann  die 
Wahl  des  Vorsitzenden  dem  VereinsausschuO 
übertragen. Rechner und Schriftführer, die auch 
Personen  sein können,  die beim  Verein  nicht 

versichert sind,  werden  vom  Vorsitzenden  im 
Benehmen mit dem Vereinsausschuß bestimmt.“

56. § 32 Ziff. 2 erhält folgende Fassung:

„Die  Mitglieder  des  Schiedsgerichtes  dürfen 
bei den angefochtenen Schätzungen nicht mitge­
wirkt haben  und sollen weder mit dem Ver­
sicherten  noch  mit  den  Ausschußmitgliedern, 
welche die angefochtene Schätzung vorgenom­

men haben, verwandt oder verschwägert sein.“

57. § 32 Ziff. 3 erhält folgende Fassung:

„Das Schiedsgericht hat innerhalb drei Tagen 
Beschluß  zu  fassen  und  darf  nur  nach  dem 
wirklichen Wert des Tieres und nicht nach an­
deren Gesichtspunkten  schätzen;  es  kann  die 
erste Schätzung auch mindern,“

58. Die bisherige Ziff. 3 des § 32 wird Ziff. 4.

59. § 33 Ziff. 3 erhält folgende Fassung:

„Jedes Mitglied hat eine Stimme, Vertretung ist 
zulässig.“

München, den 12. April 1958

Bayer. Versicherungskammer

I.  V. Dr. Regensburger, Vizepräsident

Bekanntmachung

der Neufassung der Satzung für Tierversiche­
rungsvereine, die der Bayer. Landestierver­

sicherungsanstalt angeschlossen sind 
I. Zweck des Vereins und Gegenstand 

der Versicherung 

§1
Zweck des Vereins

1. Der Verein betreibt die gegenseitige Versiche­
rung seiner Mitglieder gegen Verluste, die sie da­
durch erleiden, daß

a) Pferde oder andere Einhufer (Maultiere, Maul­
esel,  Esel)  verenden  oder  wegen  dauernder 
gänzlicher Unbrauchbarkeit getötet werden müs­
sen,

b) Rinder, Ziegen oder Schafe verenden oder not­
geschlachtet werden  müssen  oder  daß  sich  ihr 
Fleisch bei einer Hausschlachtung als ungenieß­
bar erweist,

c) solche Tiere durch Diebstahl (eingeschlossen Ein­
bruchdiebstahl) und Raub, jedoch mit Ausschluß 
von Plünderung abhanden kommen.
2. Die Versicherung erstreckt sich ohne besonde­

ren  Zuschlag  auf  Verluste  durch  Brandunglück, 
Blitzschlag,  Trächtigkeit,  Geburt,  Kastration  von 
normal gebauten Hengsten, Weidegang und Unfälle 
aller Art.

§2

Vers i c h erungsfähige Tiere

1. Die Mitglieder sind verpflichtet, stets alle von 
ihnen gehaltenen oder in ihrem Betrieb stehenden 
Tiere derselben Gattung, soweit sie versicherungs­
fähig sind und sich innerhalb des Vereinsbezirkes 
befinden, zum vollen Wert zu versichern. Verletzt 
ein Mitglied diese Vorschrift, so hat der Vereins­
ausschuß  die nicht  angemeldeten Tiere aufzuneh­

men.
2.  Versicherungsfähige  Tiere  derselben  Gattung 

dürfen nicht anderweitig gegen dieselbe Gefahr ver­

sichert werden.
3. Die Anstaltsverwaltung kann Ausnahmen zu­

lassen. Feuer- und Diebstahlversicherung sind allge­
mein zugelassen.

§3

Nicht versicherbare Tiere

1. Ausgeschlossen von der Aufnahme in die Ver­

sicherung sind:
a) Pferde im Alter unter 5 Monaten und über 12 

Jahren,
b) Rinder im Alter unter 3 Monaten und über 12 

Jahren,
c) Ziegen oder Schafe unter 6 Wochen,
d) kranke,  krankheitsverdächtige  oder  ohne  Ge­
währleistung erworbene Tiere solange, bis ihre 

Gesundheit tierärztlich nachgewiesen ist,
e) vernachlässigte,  auffallend  schlecht  genährte, 
übermäßig verbrauchte oder nicht dauernd ver­

wendbare Tiere,
f) Tiere,  welche  von  gewerbsmäßigen  Vieh-  und 
Pferdehändlern gehalten oder in Pferdeschläch­
tereien oder in  Abdeckereibetrieben  verwendet 

werden,
g) Tiere in Stallungen, in welchen regelmäßig auch 
Tiere  von  Händlern  und  umherziehenden  Ge­

werbetreibenden untergebracht werden,
h) Tiere  in  Anwesen,  deren  Tierbestand  durch 
Krankheiten (z. B. periodische Augenentzündung, 
Dummkoller,  Leberleiden,  Tuberkulose,  Dreh­
krankheit) dauernd gefährdet ist. Der Vereins­
ausschuß kann in den Fällen a) — c) mit Ge­
nehmigung der Anstaltsverwaltung Ausnahmen 

zulassen.
2. Nur mit besonderer Genehmigung des Vereins­

ausschusses können in die Versicherung aufgenom­
men -werden Tiere, welche gewerbsmäßige Pferde- 
und Viehhändler unter Eigentumsvorbehalt einem
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Dritten zur Benützung überlassen (Einstellvieh) und 
Tiere, die der Eigentümer einem Dritten zur Unter­
bringung, Mast, Fütterung und Nutzung gegen eine 
Gegenleistung übergeben hat (Vieheinstellung)
3. Tiere, deren Haltung oder Verwendung durch 

Untugenden  (Stoßen,  Beißen,  Schlagen,  Scheuen 
usw.) erschwert wird, dürfen nur dann aufgenom­
men werden, wenn der Antragsteller auf Entschä­
digung von Schäden an ihnen und an seinen ande­
ren versicherten Tieren verzichtet, die auf diese Un­
tugenden zurückzuführen sind.
4. Pferde mit Fehlern an Augen, Beinen oder Hu­

fen oder sonstigen äußerlich erkennbaren Fehlern 
dürfen, sofern nicht ihre Aufnahme nach Ziff. 1 e) 
überhaupt ausgeschlossen ist, nur dann aufgenom­
men werden, wenn der Antragsteller unter Vorlage 
einer tierärztlichen Beschreibung des Fehlers auf 
die Vergütung von Schäden, die unmittelbar oder 
mittelbar aus den Fehlern nach der Aufnahme ent­
stehen, schriftlich verzichtet. Die Verzichtserklärung 
hat der Antragsteller sogleich bei der Aufnahme 
eines Tieres abzugeben. Sie ist vom Vereinsaus­
schuß der Anstaltsverwaltung gleichzeitig mit der 
Anmeldekarte vorzulegen.

II. Beginn und Dauer der Versicherung.
Nachschau und Schätzung 

§4

Anmeldung zur Aufnahme 
indenVerein

X. Der Eintritt ist vom Eigentümer oder Besitzer 
oder deren  Bevollmächtigtem  beim Vorsitzenden 
oder bei der Geschäftsführung schriftlich anzumel­
den. Bei der Pferdeversicherung ist die vom Antrag­
steller eigenhändig unterschriebene Anmeldekarte 
der Anstaltsverwaltung jeweils bis zum Ende des 
Monats vorzulegen.
2. Der Eintritt ist versagt:

a) Tierbesitzern, deren Tiere erfahrungsgemäß ver­
nachlässigt, auffallend schlecht genährt, übermä­
ßig ausgenützt oder mißhandelt werden,

b) Tierbesitzern,  welche  den  Verein  hinsichtlich 
eines versicherten oder zu versichernden Tieres 
getäuscht oder zu täuschen versucht haben.
3.  Außerdem  kann  der  Vereinsausschuß  aus 

schwerwiegenden Gründen die Zulassung verwei­
gern.

§5

Anmeldung. Untersuchung 
undSchätzungderTiere

1. Bei der Anmeldung der Tiere hat der Antrag­
steller alle ihm bekannten Umstände anzugeben, 
die für die Versicherung von Bedeutung sind (z. B. 
Krankheitsverdacht, Untugenden des Tieres, verbor­
gene Fehler).
2. Mitglieder des Vereinsausschusses, in der Re­

gel drei, haben die angemeldeten Tiere zu untersu­
chen, ihr Alter, bei Pferden auch ihre Verwendungs­
art, festzustellen und ihren gemeinen Wert zu schät­
zen. Pferde hat der Antragsteller hiebei vorzufüh­
ren oder durch einen verlässigen Mann vorführen 
zu lassen.
3. Bei der Anmeldung von Pferden hat der Ver­

einsausschuß auf Kosten des Antragstellers das Gut­
achten eines Tierarztes einzuholen, bei der Anmel­
dung von anderen Tieren dann, wenn über Alter, 
Gesundheit und Wert Zweifel bestehen.
4. Die Schätzung ist dem Antragsteller sofort be­

kanntzugeben. Ist er damit nicht einverstanden, so 
kann er binnen 3 Tagen beim Vereinsausschuß eine 
zweite Schätzung durch das Schiedsgericht des Ver­
eins (§§ 15, 32) beantragen. Dieses hat innerhalb 
3 Tagen Beschluß zu fassen.
5. Die Anstaltsverwaltung kann für die nach die­

ser Satzung vorzunehmenden Schätzungen Ausfüh­
rungsvorschriften erlassen. Die Anstaltsverwaltung 
und mit ihrer Genehmigung die Vereinsausschüsse 
können Mindest- und Höchstversicherungswerte fest­
setzen.

§6
Aufnahme in den Verein

1. Über die Zulassung des Antragstellers zum Ver­
ein und über die Aufnahme der angemeldeten Tiere 
in die Versicherung sowie über die Einreihung der 
Pferde in die Beitragsklassen (§ 28 Ziffer 4 — 6) be­
schließt der Vereinsausschuß.
2. Der Beschluß soll spätestens am 8. Tage nach 

der Anmeldung gefaßt und dem Antragsteller er­
öffnet werden. Wird die Frist nicht eingehalten, so 
kann der Antragsteller binnen 8 Tagen nach dem 
Ablauf der Frist die Aufsicht der Anstaltsverwal­
tung anrufen.
3. Dem Mitglied ist bei der Aufnahme eine Sat­

zung gegen Empfangsbestätigung auszuhändigen.
4. Versichert sind nur die im Versicherungsbuch 

eingetragenen Tiere.
§7

Änderungen im Tierbestand

1. Die Ab- und Zugänge von Tieren und der Ein­
tritt junger Tiere in das versicherungsfähige Alter 
sind dem Vereinsausschuß binnen 3 Tagen schrift­
lich anzuzeigen. Bei der Pferdeversicherung sind die 
Änderungsanzeigen vom Vereinsausschuß jeweils am 
Ende des Monats der Anstaltsverwaltung vorzule­
gen.
2. Bei Unterlassung der Anmeldung zugegangener 

oder ins versicherungsfähige Alter eingetretener 
Tiere sind hiefür die gleichen Beiträge zu entrich­
ten, wie wenn diese Tiere rechtzeitig angemeldet 
worden wären.
3. Für nicht rechtzeitig abgemeldete Tiere sind die 

Beiträge bis zum Tage der nachgeholten Abmeldung 
und bei deren Unterlassung bis zum Ablauf des 
Versicherungsjahres, in dem die Tiere abgegangen 
sind, zu entrichten.
4. § 5 und § 6 Ziffern 1, 2 und 4 finden Anwen­

dung.
5. Jede Gefahrerhöhung und ihre voraussichtliche 

Dauer, insbesondere der Ausbruch einer Seuche, 
sind, sobald das Mitglied hievon Kenntnis erlangt 
hat, dem Vereinsausschuß anzuzeigen.

§8
Wartezeit

1. Die Versicherung wird bei Eintritt neuer Mit­
glieder am 14. Tage nach dem Tag des Zulassungs­
beschlusses, beim Zugang neuer Tiere am 14. Tage 
nach der Aufnahme wirksam.
2. Für Schäden, deren Ursache in die Zeit vor der 

Aufnahme (§ 6 Ziff. 1) zurückreicht, wird keine Ent­
schädigung geleistet. Für Tiere, die infolge eines 
während der ersten 14 Tage nach der Aufnahme in 
die Versicherung (Ziff. 1) eingetretenen Unfalls oder 
einer während dieser Zeit aufgetretenen Krankheit 
verenden oder notgeschlachtet werden müssen, wird 
Entschädigung nur gewährt, wenn der Tierbesitzer 
beweist, daß die Schadenursache nicht in die Zeit 
vor der Aufnahme in die Versicherung zurückreicht. 
Für Schäden, die innerhalb eines Vierteljahres nach 
der Aufnahme durch Tuberkulose oder Borna’sche 
Krankheit eintreten, wird keine Entschädigung ge­
leistet.
3. Die vorstehenden Bestimmungen gelten sinnge­

mäß für die Erhöhung der Versicherungssumme.

§9
Nachschau

1. Im Herbst und im Frühjahr, spätestens bis 
Mitte November und Mitte Mai, nehmen Mitglieder 
des Vereinsausschusses, in der Regel drei, Nach­
schau in sämtlichen Stallungen vor, um den Zu­
stand und Wert der vorhandenen versicherungsfä­
higen Tiere, bei Pferden auch ihre Verwendurigs- 
art festzustellen. Auf Verlangen des Vereinsaus­
schusses sind die Tiere vorzuführen. Die bei der 
Herbst- bzw. Frühjahrsnachschau festgesetzten Ver­
sicherungswerte gelten ab 1. November bzw. ab 
1. Mai.
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2.  Der  Vereinsausschuß  kann  außerordentliche 
Nachschauen in sämtlichen oder einzelnen Stallun­
gen vornehmen.
3. Bei der Nachschau sind übermäßige Schätzungen 
herabzusetzen; insbesondere sind dauernde Wert­
minderungen infolge von Krankheiten, wie Dämp­
figkeit,  Erblindung,  Euterfehler,  Rehhuf,  Schale, 
Spat und dgl. zu berücksichtigen. Erkrankte Tiere 
können erst nach völliger Wiederherstellung höher 
geschätzt werden, wenn seitdem 2 Monate verflos­
sen sind.
4. Bei Pferden, welche das 10. Lebensjahr über­

schritten haben, ist eine Erhöhung des bisherigen 
Versicherungswertes nicht mehr zulässig. Die An­
staltsverwaltung kann  Ausnahmen  zulassen.  Für 
trächtige Stuten kann bis zum Ablauf des 9. Träch­
tigkeitsmonats ohne Rücksicht auf deren Alter, für 
die Dauer der Trächtigkeit ein Zusatzwert bis zu 
20°/o des bisherigen Versicherungswertes beim Ver­
einsausschuß beantragt werden. Der Zusatzwert ent­
fällt mit dem 28. Tage nach der Geburt (Früh- oder 
Fehlgeburt).
5. Das Ergebnis der Nachschau ist dem Versicher­

ten sofort bekanntzugeben.
6. Nach der Nachschau sind Zu- und Abgänge so­

wie Änderungen der Versicherungswerte und Ver­
wendungsarten im Versicherungsbuch zu berichti­
gen. Dieses ist drei Tage lang beim Rechner zur 
Einsicht der Vereinsmitglieder aufzulegen.
7. Binnen drei Tagen nach Ablauf der Auflage­

frist ist gegen  die  Schätzung Einspruch  an  das 
Schiedsgericht des Vereins, gegen die sonstigen Ein­
träge Beschwerde an die Anstaltsverwaltung zu­
lässig.
8. In Zeiten außerordentlicher Preisschwankungen 

kann der Vereinsausschuß mit Genehmigung der An­
staltsverwaltung' beschließen, daß sich alle bei der 
letzten Nachschau und in der Zwischenzeit festge­
setzten Versicherungssummen nach einem bestimm­
ten Verhältnis erhöhen oder mindern Der Beschluß 
des Vereinsausschusses ist in ortsüblicher Weise be­
kanntzugeben. Gegen den Beschluß oder die Weige­
rung des Vereinsausschusses, einen solchen Beschluß 
zu erlassen, ist binnen einer Woche Einspruch an 
die Mitgliederversammlung zulässig; diese beschließt 
endgültig. Die Erhöhung oder Minderung ist der An­
staltsverwaltung anzuzeigen und tritt, wenn kein 
späterer Tag angegeben ist, an dem Tage in Kraft, 
an dem der Beschluß bei der Anstaltsverwaltung 
einläuft, für erkrankte Tiere erst nach ihrer Gene­
sung. Aus besonderen Gründen oder auf Antrag 
kann der Vereinsausschuß einzelne Tiere von der 
Erhöhung oder Minderung ausnehmen; gegen den 
Beschluß kann binnen 3 Tagen nach der Bekannt­
gabe beim Vereinsausschuß Antrag auf Entschei­
dung des Schiedsgerichts des Vereins gestellt wer­
den.
9. In gleicher Weise kann die Anstaltsverwaltung 

nach Anhörung des Landesausschusses von sich aus 
mit Wirkung für alle oder einzelne Vereine eine ver­
hältnismäßige Erhöhung oder Minderung der Ver­
sicherungssummen anordnen.

§ 10

Endeder Mitgliedschaft

1. Die Mitgliedschaft kann beendet werden
a) vom Versicherten durch Austrittserklärung oder 
Aufgabe der Tierhaltung,

b) vom Verein durch Ausschluß und Kündigung,
c) von  der  Anstaltsverwaltung  durch  Ausschluß 
und Kündigung nach vorheriger Anhörung des 
V ereinsausschusses.
2. Als Aufgabe der Tierhaltung gilt, wenn sich der 

Versicherte nicht innerhalb eines Jahres wieder ein 
versicherungsfähiges Ersatztier beschafft hat.
3. Austritt und Kündigung sind, abgesehen von 

§ 12, nur während des Monats Juli zulässig; sie 
müssen schriftlich erklärt werden und werden zum 
Schluß des Versicherungsjahres wirksam. Den Aus­

tritt muß das Mitglied im Laufe des Juli beim Ver­
einsvorsitzenden erklären. Der Vereinsausschuß hat 
die Austrittserklärung spätestens bis 15. August der 
Anstaltsverwaltung vorzulegen und bis zum gleichen 
Zeitpunkt über die von ihm ausgesprochenen Kün­
digungen zu berichten. Uber Kündigung und Aus­
schluß entscheidet im Falle der Ziff. lb) der Vereins­
ausschuß.

4. Ein Mitglied, welchem der Eintritt versagt wäre 
(§ 4 Ziff. 2), ist auszuschließen. Der Ausschluß darf 
erst erklärt werden, wenn das Mitglied zur Sache 
gehört wurde oder hierauf verzichtet hat.

5. Aus dem Verein können ausgeschlossen wer­
den Mitglieder,

a) die durch satzungswidriges oder ungebührliches 
Verhalten die Führung der Geschäfte erheblich 
erschweren,

b) die mit der Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten 
länger als vier Wochen im Verzug sind,

c) die  versicherte  Tiere  zu  Sicherungszwecken 
übereignen,

d) über deren Vermögen der Konkurs eröffnet oder 
für deren Anwesen die Zwangsversteigerung oder 
die Zwangsverwaltung angeordnet ist.

6 Das ausgeschlossene Mitglied geht — unbescha­
det der Ziff. 7 — sofort aller Rechte an den Verein 
verlustig.
7. Wenn beim Ausscheiden eines Mitgliedes dem 

Vereinsausschuß ein Tier als krank oder verletzt 
gemeldet war und infolge dieser Erkrankung oder 
Verletzung binnen 14 Tagen nach dem Ausschei­
den des Mitgliedes das Tier verendet oder notge­
schlachtet werden muß oder bei einem Pferd die 
dauernde gänzliche Unbrauchbarkeit eintritt, haftet 
der Verein für Entschädigung.

§ 11

Veräußerung versicherter Tiere.
Entfernung aus dem Standort

1. Geht ein versichertes Tier in den Besitz eines 
anderen Vereinsmitgliedes über, so tritt dieses in 
die Rechte und Pflichten seines Vorgängers ein; § 7 
Ziff. 1  bis 3 finden Anwendung. Der Vorbesitzer 
bleibt für die Beiträge des laufenden Versicherungs­
jahres als Gesamtschuldner haftbar; für Zahlungs­
rückstände haftet er allein.
2. Geht ein Tier an einen Besitzer über, der nicht 

Mitglied des Vereins ist, so erlischt die Versicherung 
mit dem Besitzübergang, spätestens aber mit der 
Entfernung des Tieres aus dem bisherigen Standort, 
das ist Stall oder Weide.
3. Die Haftung des Vereins dauert jedoch, wenn 

der neue Besitzer Mitglied eines anderen der Bayer. 
Landestierversicherungsanstalt angeschlossenen Ver­
eins ist, noch 14 Tage fort, soweit die Ursache eines 
Schadens in die Zeit vor dem Besitzübergang zu­
rückreicht. Für sonstige Schäden haftet der andere 
Verein, sobald das Tier angemeldet ist, vorausge­
setzt, daß es aufnahmefähig ist.
4. Wenn ein Mitglied ein versichertes Tier ver­

äußert hat, aber wegen eines Hauptmangels zur 
Wandlung verpflichtet ist, lebt seine Versicherung 
wieder auf.
5. Wird ein versichertes Tier ohne Änderung des 

Eigentumsverhältnisses länger als 2 Tage aus dem 
Standort entfernt, so erlischt die Versicherung, wenn 
der Vorsitzende der Entfernung nicht zugestimmt hat. 
Der Vorsitzende kann die Entfernung räumlich und 
zeitlich begrenzen. Der Verein haftet auch bei Er­
löschen der Versicherung noch 14 Tage lang für 
Schäden, deren Ursache nachweislich in die Zeit vor 
der Entfernung zurückreicht.

§ 12

Übergang von Anwesen durch 
Veräußerung oder Erbfolge

1. Geht das Anwesen eines Vereinsmitgliedes mit 
dem versicherten Tierbestand an ein Nichtmitglied
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über, so tritt der Besitznachfolger in die Rechte 
und Pflichten seines Vorgängers ein.
2. Der neue Besitzer ist berechtigt, das Versiche­

rungsverhältnis mit sofortiger Wirksamkeit zu be­
endigen; dieses Recht erlischt, wenn es nicht inner­
halb 14 Tagen nach dem Erwerbe durch schriftliche 
Anzeige an den Vereinsausschuß ausgeübt wird.
3. Die Veräußerung des Anwesens ist dem Ver­

einsausschuß unverzüglich anzuzeigen.
4. Wird die Anzeige weder von dem Erwerber, 

noch von dem Veräußerer unverzüglich erstattet, so 
wird eine Entschädigung für Schäden, die einen Mo­
nat nach dem Besitzwechsel entstehen, nicht gelei­
stet.
5. Der Veräußerer bleibt in jedem Falle für den 

Beitrag des laufenden Versicherungsjahres und die 
etwaigen Zahlungsrückstände haftbar.
6. Stirbt ein Vereinsmitglied, so gehen die Rechte, 

Pflichten und etwaige Zahlungsrückstände aus der 
Versicherung auf jene Personen über, welche die 
versicherten Tiere im Erbgang erworben haben. 
Die Besitzänderung ist dem Vereinsausschuß binnen 
8 Tagen anzuzeigen.
7. Der Vereinsausschuß kann den Eintritt des 

neuen Besitzers sowie der Erben (Ziffer 1 und 6) 
versagen, wenn die Voraussetzungen des § 4 Zif­
fer 2 oder 3 vorliegen, ferner wenn der neue Besitzer 
oder einer der Erben gewerbsmäßiger Pferde- oder 
Viehhändler ist oder wenn sie nicht ihren gesam­
ten, im Vereinsbezirk befindlichen Viehbestand (§ 2 
Ziffer 1) beim Verein versichern. Gegen den ab­
weisenden Beschluß ist binnen einer Frist von acht 
Tagen die Berufung an die Anstaltsverwaltung zu­
lässig.

§ 13
Zwangsversteigerung eines 

Anwesens

Bei Zwangsversteigerung eines Anwesens mit dem 
versicherten Inventar gelten die Vorschriften des 
§ 12 Ziffer 1 bis 5 und 7 entsprechend.

§ 14
Verjährung der Ansprüche

aus dem Ver s i cherungsverhä 11 nis

Die Ansprüche aus dem Versicherungsverhältnis 
verjähren in 2 Jahren nach Ablauf des Jahres, in 
dem die Leistung verlangt werden konnte.

§ 15
Entscheidung von Streitigkeiten

1. Streitigkeiten wegen der Entschädigung ent­
scheidet endgültig das Schiedsgericht der Bayer. 
Landestierversicherungsanstalt.
2. Streitigkeiten wegen der Wertermittlung ent­

scheidet — unbeschadet des § 13 der Satzung der 
Bayer.  Landestierversicherungsanstalt  —  das 
Schiedsgericht des Vereins.
3. Alle übrigen Streitigkeiten entscheidet die An­
staltsverwaltung.

III. Schaden und Entschädigung.
Tierärztliche Behandlung

§ 16

Obliegenheiten bei Erkrankung 
oder Diebstahl der Tiere

1. Das Vereinsmitglied hat jede Erkrankung oder 
Verletzung sowie den Tod oder die Notschlachtung 
eines versicherten Tieres unverzüglich dem Vereins­
ausschuß anzuzeigen und alles zu tun, wodurch der 
Schaden abgewendet oder gemindert werden kann.
2. Der Vorsitzende oder sein Stellvertreter besich­

tigt das Tier, nötigenfalls unter Zuziehung eines 
Ausschußmitgliedes, trifft die erforderlichen Anord­
nungen und veranlaßt, wenn eine Wertminderung 
in Frage kommt, schon jetzt die Vornahme der 
Schätzung (§ 19).

3. Der Versicherte muß jede erforderliche Auskunft 
erteilen und jede nötige Hilfe unentgeltlich leisten 
sowie alle Anordnungen des Vereinsausschusses ge­
nau befolgen. Die Kosten der Fütterung und Pflege 
fallen dem Versicherten zur Last.
4. Im Falle eines Diebstahls oder Raubes hat der 

Versicherte unverzüglich dem Vereinsausschuß, der 
Ortspolizeibehörde und der Gendarmerie unter An­
gabe der näheren Umstände Anzeige zu erstatten 
und alles zu tun, was zur Entdeckung des Täters 
und zur Wiedererlangung des gestohlenen Tieres 
führen kann. Den Nachweis, daß wirklich ein Dieb­
stahl oder Raub vcrrliegt. hat der Versicherte zu 
liefern.

§17

Tierärztliche Behandlung

1. Der Vereinsausschuß ist berechtigt, die tier­
ärztliche Behandlung eines versicherten Tieres an­
zuordnen. Bei erheblichen Erkrankungen oder Ver­
letzungen hat das Mitglied selbst für rechtzeitige 
Beiziehung eines Tierarztes zu sorgen.
2. Die tierärztlichen Kosten trägt der Versicherte. 

Die Mitgliederversammlung kann eine andere Re­
gelung beschließen.

§ 18

Notschlachtung.
Schlachtungsnachweis

1. Ist ein Tier erwiesenermaßen derart schwer 
oder unheilbar erkrankt oder verletzt, daß seine als­
baldige Schlachtung notwendig ist, um dem Veren­
den zuvorzukommen und das Fleisch ganz oder teil­
weise für den menschlichen Genuß zu retten (Not­
schlachtung), so ordnet der Vereinsausschuß die 
Schlachtung an. Das gleiche gilt für Pferde auch 
dann, wenn sie durch eine Erkrankung oder Ver­
letzung dauernd gänzlich unbrauchbar sind.
2. Die Schlachtung eines Tieres ist einwandfrei 

nachzuweisen.
3. Der Versicherte darf eint Tier, für das Ent­

schädigung beansprucht wird, nur mit Genehmigung 
des Vereinsausschusses schlachten oder zur Schlach­
tung abgeben, es sei denn, daß ein dringender Fall 
vorliegt (z. B. wenn ein Tierarzt die sofortige Not­
schlachtung für notwendig erklärt) und der Ver­
einsausschuß nicht rechtzeitig verständigt werden 
kann.
4. Im Falle der Ziffer 3, ferner bei verendeten 

Tieren darf die Haut erst dann vom Tierkörpef 
vollständig getrennt werden, wenn der Vereinsaus­
schuß festgestellt hat, daß es sich dabei wirklich 
um dasjenige versicherte Tier handelt, für welches 
Entschädigung beansprucht wird.
5. Die Ursache des Verendens ist, wenn sie nicht 

auf andere Weise festgestellt werden kann, durch 
Zerlegung nachzuweisen.

§ 19
Schätzung im Schadensfälle

1. Im Schadensfälle setzen Mitglieder des Ver­
einsausschusses, in der Regel drei, den Wert des 
Tieres unter Berücksichtigung des Alters, des Er­
nährungszustandes und der Abnützung nach dem 
jeweiligen Handelswert fest.
2. Eine Erhöhung der im Versicherungsbuch ein­

getragenen  Versicherungssumme  ist  bei  dieser 
Schätzung, abgesehen von den in Ziffer 3 bezeich- 
neten Ausnahmen, ausgeschlossen.
3. Der Betrag der Schätzung darf bei Tieren unter 

drei Jahren und bei hochträchtigen Kühen, Ziegen 
und Schafen (bei Muttertieren noch 6 Wochen nach 
der Geburt) die im Versicherungsbuch eingetragene 
oder durch die bewegliche Versicherung (§ 9 Ziff. 8 
und 9) gegebene Versicherungssumme bis zu einem 
Zehntel übersteigen, wenn diese dem wirklichen 
Wert entsprach, seit der letzten Festsetzung minde­
stens zwei Monate verflossen sind und seitdem der 
Wert zugenommen hat.
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4.  Die  Versicherungssumme  ist  herabzusetzen, 
wenn das Tier den bei der letzten Schätzung fest­
gestellten oder durch die bewegliche Versicherung 
(§ 9 Ziff. 8 und 9) gegebenen Wert nicht hat oder 
nicht mehr hat; denn die Entschädigung darf nur 
aus dem wirklichen Wert des Tieres zur Zeit des 
Schadensfalles gewährt werden. Die Wertminderung 
infolge der Krankheit oder Verletzung, die den Tod 
oder die Notschlachtung herbeigeführt hat, ist nicht 
zu berücksichtigen.

5. Die Schätzung ist dem Versicherten sofort be­
kanntzugeben. Ist er damit nicht einverstanden, so 
kann er binnen 24 Stunden beim Vereinsausschuß 
eine zweite Schätzung durch das Schiedsgericht des 
Vereins (§§ 15, 32) beantragen.

§ 20

Festsetzung der Entschädigung. 
Beschwerde. Abfindung bei Pferden

1. Der Vereinsausschuß beschließt, ob nach der 
Satzung ein Anspruch auf Entschädigung gegeben 
ist und setzt auf Grund der Schätzung (§ 19) die 
Entschädigung fest.

2. Gegen die Versagung der Entschädigung ist 
binnen 8 Tagen Beschwerde an die Anstaltsverwal­
tung zulässig.
3. Gegen den Beschluß der Anstaltsverwaltung ist 

binnen 2 Wochen Beschwerde an das Schiedsgericht 
der Anstalt zulässig. Die Beschwerde steht dem Ver­
einsausschuß zu, wenn die Entschädigung entgegen 
seinem Beschlüsse gewährt, dem Versicherten, wenn 
die Entschädigung ganz oder teilweise versagt wor­
den ist.

4. Wenn bei einem Pferd nach tieräztlichem Gut­
achten  dauernde gänzliche  Unbrauchbarkeit  noch 
nicht gegeben, aber in Bälde zu erwarten ist, kann 
der Vereinsausschuß ausnahmsweise und nach vor­
heriger Genehmigung durch die Anstaltsverwaltung 
sowie im Einverständnis des Versicherten das Pferd 
zur anderweitigen Verwendung veräußern. In die­
sem Falle erhält der Versicherte eine Abfindung bis 
zur  Hälfte  des  Unterschiedes  zwischen Versiche­
rungswert und Erlös. Mit dem Verkauf scheidet das 
Pferd aus der Versicherung aus. Es darf im Be­
triebe des bisherigen Versicherten nicht mehr ver­
wendet und bei Vereinen nicht mehr versichert wer­
den.

§21

Höhe der Entschädigung.
Verwertung des Tieres

1. Der Vereinsausschuß verwertet das zu entschä­
digende Tier bestmöglich und händigt den Reinerlös 
sofort dem Versicherten aus.

2. Dieser erhält hiezu drei  Viertel  des  Unter­
schieds zwischen dem Versicherungswert und dem 
Reinerlös.

3. Kommt bei einem Diebstahl der Versicherte wie­
der in den Besitz des Tieres, so hat er die erhaltene 
Entschädigung zurückzuerstatten. Werden nur Teile 
des gestohlenen Tieres beigebracht, so muß er sich 
den Betrag, den er daraus erzielt hat oder hätte 
erzielen können, von der zu zahlenden Entschädi­
gung abziehen lassen oder, sofern er die Entschä­
digung bereits erhalten hat, aus dieser rückerstatten.

4. Für die Festsetzung und Überweisung der Ent­
schädigung  (Schadenregelungskosten)  behält  die 
Anstaltsverwaltung  einen  allgemeinen  Unkosten­
beitrag ein.

§22

Verlust des Entschädigungs­
anspruchs wegen rückständiger 

Beiträge

1.  Die Entschädigung ist verwirkt, wenn der Ver­
sicherte mit der Leistung des Beitrages oder eines 
Teilbeitrages länger als 4 Wochen seit dem von der 
Anstaltsverwaltung für die Ablieferung der Um­
lage bestimmten Tage im Verzug ist.

2. Wird der Beitrag nachträglich entrichtet, so 
wird keine Entschädigung gewährt, wenn die Scha­
densursache in die Zeit vor der Beitragsentrichtung 
zurückreicht.

3.  In besonderen Fällen kann der Vereinsaus­
schuß  ohne Anerkennung eines Rechtsanspruches 
eine teilweise Vergütung mit  Genehmigung  der 
Anstaltsverwaltung gewähren.

§ 23

Versagung der Entschädigung aus 
anderen Gründen

1. Ein Anspruch auf Entschädigung besteht nicht:
a) wenn der Schaden durch höhere Gewalt, Krieg, 
Aufruhr, Plünderung oder Atomenergie herbei­
geführt worden ist,

b) soweit der Versicherte Entschädigung oder eine 
Beihilfe aus öffentlichen Mitteln erlangen kann 
oder einen Schadenersatz durch Zuwiderhand­
lung gegen seuchenpolizeiliche Vorschriften oder 
durch  sonstiges  eigenes  Verschulden  verwirkt 
hat,

c) wenn der Schaden infolge eines Hauptmangels 
innerhalb  der gesetzlichen  Gewährfrist  einge­
treten ist,

d) wenn der Versicherte im Falle eines Diebstahles 
oder Raubes seinen Verpflichtungen gern. § 16 
Ziff. 4 nicht nachgekommen ist oder den Dieb­
stahl grobfahrlässig ermöglicht hat,

e) soweit das Tier ohne Genehmigung der Anstalts­
verwaltung anderweitig versichert war (§ 2 Zif­
fer 1),

f) wenn der Versicherte dem Verein unentschuld­
barerweise  Gefahrenumstände  nicht  angezeigt 
hat oder eine für die Entschädigung erhebliche 
Tatsache  falsch  angegeben  oder  verschwiegen 
hat,

g) wenn der Versicherte zur Zeit des Eintritts der 
Erkrankung oder Verletzung, die zum Tode oder 
zur  Notschlachtung  eines  versicherten  Tieres 
führte, oder zum Zeitpunkt des plötzlichen To­
des, des Diebstahls oder Raubes mit der Anmel­
dung eines versicherungsfähigen Tieres im Ver­
zug war (§ 2 Ziff. 1, § 7 Ziff. 1),

h) soweit der Versicherte oder der, dem das Tier 
anvertraut war, den Schaden durch mangelhafte 
Haltung, Fütterung  oder  Pflege,  durch  grobe 
Fahrlässigkeit oder durch Mißhandlung verur­
sacht hat,

i) soweit der Schaden dadurch verursacht worden 
ist, daß bei einer erheblichen Erkrankung oder 
Verletzung oder zu einem blutigen Eingriff ein 
Tierarzt nicht oder zu  spät zugezogen wurde 
(§ 17 Ziffer 1),

k) wenn der Versicherte unentschuldbarerweise die 
Krankheit oder die Verletzung nicht rechtzeitig 
angezeigt hat (§ 16 Ziffer 1),

l) wenn der Versicherte den ihm vom Vereinsaus­
schuß  oder vom  Tierarzt erteilten  Weisungen 
vorsätzlich oder grobfahrlässig zuwidergehandelt 
hat (§ 16 Ziffer 3),

m) wenn ein versichertes Tier, abgesehen von einem 
dringenden Fall im Sinne des § 18 Ziff. 3 ohne 
Genehmigung des Vereinsausschusses geschlach­
tet oder zur Schlachtung abgegeben oder wenn 
die vom Vereinsausschuß angeordnete oder in 
dringenden Fällen  vom  Tierarzt  begutachtete 
Notschlachtung nicht zugelassen wurde,

n) wenn wegen völliger Lostrennung der Haut vom 
Tierkörper die  Nämlichkeit  des  Tieres  nicht 
mehr festzustellen ist (§ 18 Ziffer 4),

o) wenn die Schlachtung des Tieres nicht nachge­
wiesen ist (§ 18 Ziffer 2).
2. Der Vereinsausschuß kann in den Fällen Buch­

stabe g) bis o) einen Teil der Entschädigung ge­
währen.
3. Schäden, welche durch Kastration von Spitz­

hengsten entstehen, werden  nur  dann  vergütet.
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wenn der Versicherte vorher das Einverständnis 
des Vereinsausschusses mit dem Eingriff und der 
Auswahl des die Operation durchführenden Tier­
arztes erholt und sich zur Entrichtung eines ein­
maligen Beitragszuschlages von 6 v. H. des Schät­
zungswertes verpflichet hat.
4.  Rennschäden werden nur dann vergütet, wenn 
das Rennen zu Zuchtzwecken stattgefunden hat und 
wenn der Versicherte die Verwendung des Pferdes 
zum Rennen vorher dem Vereinsausschuß angezeigt 
und sich zur Entrichtung eines entsprechenden Bei­
tragszuschlages verpflichtet hat.

§ 24
Hausschlachtungsschäden

1. Wenn der Versicherte ein Rind, ein Schaf oder 
eine Ziege zur ausschließlichen Verwendung im eige­
nen Haushalt schlachtet (Hausschlachtung nach § 2 
Absatz 1 des Reichsgesetzes über die Schlachtvieh- 
und Fleischbeschau vom 3. Juni  1900) und das 
Fleisch ganz oder teilweise genußuntauglich ist, 
wird der Wertverlust sinngemäß nach § 21 ent­
schädigt; für die Schätzung ist der Schlachtwert 
maßgebend, soferne er nicht höher ist als die Ver­
sicherungssumme.
2. Der Versicherte hat dem Vereinsausschuß un­

verzüglich nachzuweisen, um welches versicherte 
Tier es sich handelt. Die Schadensursache muß von 
einem Tierarzt oder wenn sich am Schlachtorte kei­
ner befindet, von dem Fleischbeschauer bestätigt 
sein.
3. Keine Entschädigung wird geleistet:

a) wenn einer der Versagungsgründe des § 23 vor­
liegt,

b) wenn die Beanstandung des Fleisches nicht un­
gesäumt angemeldet wird oder wenn der in 
Ziffer 2 geforderte Nachweis und das Gutachten 
nicht unverzüglich in der vorgeschriebenen Weise 
erbracht werden.

c) wenn für den Schaden von der Bayerischen 
Schlachtviehversicherung eine Entschädigung zu 
leisten ist.

§ 25
Verzinsung der Entschädigung

Der Versicherte kann keine Verzinsung der Ent­
schädigung beanspruchen.

IV. Die Beiträge. Beitrittsgebühren.
Verwaltungsgebühren

§ 26
Beitrittsgebühr

Bei der Zulassung zum Verein ist für je 100 DM 
Versicherungssumme eine Beitrittsgebühr von 10 Pf., 
mindestens jedoch 1 DM für jeden Einhufer, 50 Pf. 
für jedes Rind und 20 Pf. für jedes Stück Schaf 
oder Ziege zu entrichten. Die Gebühren fließen in 
die Rücklage der Landestierversicherungsanstalt.

§ 27
Verwaltungsgebühr

Die Mitgliederversammlung kann beschließen, 
daß für die Schätzung und Aufnahme von Tieren 
bereits versicherter Mitglieder für die Vereinskasse 
eine Verwaltungsgebühr von 10 Pf. auf je 100 DM 
Versicherungssumme erhoben wird.

§ 28

B e i t r a g s b e r e c h n u n g für die 
Mitglieder

1.  Die Beiträge werden nach Abschluß eines Ver­
sicherungsjahres  im Umlageverfahren  erhoben. 
Das Versicherungsjahr läuft vom 1. November bis 
31. Oktober. Für jede Tiergattung werden die Bei­
träge getrennt berechnet. Die beitragspflichtige 
Versicherungssumme  wird  durch  den  Durch­
schnitt der in den beiden Nachschauen festgesetz­
ten Versicherungswerte gebildet. Für das Winter­
halbjahr ist die Herbstnachschau, für das Sommer­
halbjahr die Frühjahrsnachschau maßgebend. Bei

den in den Zwischenzeiten aufgenommenen oder 
entschädigten Tieren tritt an Stelle der Nachschau 
die Schätzung. Die Anstaltsverwaltung kann wäh­
rend des Versicherungsjahres Vorauszahlungen ein­
heben.
2. Bei Zu- oder Abgängen von Tieren innerhalb 
des Versicherungshalbjahres wird der Beitrag be­
rechnet
a) bei Pferden monatsweise, wobei Teile eines Mo­
nats für voll genommen werden,

b) bei anderen Tieren für das laufende Halbjahr. 
Stellt der Versicherte für ein abgegangenes Tier 
in demselben Versicherungshalbjahr ein anderes 
Tier derselben Gattung (Ersatztier) ein, ohne für 
das abgegangene Tier Entschädigung zu bean­
spruchen, so wird nur der Beitrag für das höher 
versicherte Tier berechnet,

c) für Tiere neu eintretender Mitglieder sowie für 
zugehende Tiere, die nicht als Ersatztiere ein­
gestellt werden oder für die nicht die Ersatz­
regelung hinsichtlich der Beitragsberechnung ein- 
tritt, ist der Beitrag monatsweise zu berechnen. 
Teile eines Monats werden hierbei für voll ge­
nommen.
3. Für entschädigte Tiere ist der Beitrag stets 
für das laufende Halbjahr zu entrichten, ebenso 
für Tiere von Mitgliedern, die aus dem Verband 
der Bayer. Landestierversicherungsanstalt ausschei- 
den.
4. Der Beitrag erhöht sich
a) für Pferde der Bierbrauereien, Mühlen, Holz- 
und Kohlenhandlungen, Lohnkutschereien und 
dgl. ohne Rücksicht auf die Dauer dieser Ver­
wendung um zwei Zehntel,

b) für Pferde, welche längere Zeit des Jahres zu 
schwerem Fuhrwerk (Abfuhr von Holz aus Wal­
dungen, von Steinen aus Steinbrüchen, von Aus­
hub aus Baugruben, Beförderung schwerer Bau­
stoffe usw.) verwendet werden, um drei Zehntel,

c) für Pferde, welche zum Botenfuhrwerk verwen­
det werden, ohne Rücksicht auf die Dauer dieser 
Verwendung, um fünf Zehntel,

d) für Pferde, welche ständig zu schwerem Fuhr­
werk  (Buchstabe b) verwendet werden, um 
fünf bis acht Zehntel,

e) für Pferde, welche bei ihrer Aufnahme das Alter 
von 9 Jahren überschritten haben, um zwei Zehn­
tel.
5. Die Zuschläge nach Buchstabe a) — d) und nach 
Buchstabe e) der vorstehenden Ziffer werden neben­
einander erhoben.
6. Die Anstaltsverwaltung oder der Vereinsaus­
schuß können in den Fällen der Ziffer 4 Buchsta­
ben a) — d) Pferde in andere Gefahrenklassen 
einreihen und in anderen Fällen aus wichtigen 
Gründen Tiere mit Zuschlägen belegen.
7. Mitglieder, die im Jahre ihres Ausscheidens 
aus dem Verein eine Entschädigung erhalten haben, 
können mit einem Zuschlag bis zu 6/io ihres Jah­
resbeitrages belastet werden. Wenn die Beiträge der 
Mitglieder den Jahresaufwand des Vereins nicht 
decken, werden Mitglieder, die aus dem Verband 
der Bayer. Landestierversicherungsanstalt ausschei- 
den, mit einem Beitragszuschlag bis zu 5/io belastet.
8. Beiträge können weder nachgelassen noch rück­
vergütet werden.

V. Vereinsausschuß. Schiedsgericht des Vereins.
Mitgliederversammlung

§ 29
Vereinsausschuß

1. Zur Führung der Vereinsgeschäfte ist ein Aus­
schuß bestehend aus dem Vorsitzenden und einer, 
der Größe des Vereins entsprechenden Anzahl von 
Ausschußmitgliedern zu bestellen. Die Mindestzahl 
der Ausschußmitglieder beträgt 3.
2. Der Vorsitzende, sein Stellvertreter und die 
Mitglieder des Vereinsausschusses werden von der
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Mitgliederversammlung auf drei Jahre gewählt. Die 

Mitgliederversammlung kann die Wahl des Vorsit­

zenden  dem  Vereinsausschuß  übertragen.  Rechner 

und Schriftführer, die auch Personen sein können, 

die beim Verein nicht versichert sind, werden vom 

Vorsitzenden  im  Benefimen  mit  dem  Vereinsaus­

schuß bestimmt.

3.  Mitglieder, die dem Ausschuß 3 Jahre angehört 

haben, können für die nächsten 3 Jahre die Beru­

fung zum Ausschußmitglied ablehnen.

§ 30

Leitung des Vereins.

Vertrauens männer

1. Der Vorsitzende leitet den Verein und vertritt 

ihn nach außen.

2. Der Rechner besorgt nach Anweisung der An­

staltsverwaltung  die  schriftlichen  und  Kassenge­

schäfte und stellt die Rechnung.  Er kann  mit Zu­

stimmung des Vorsitzenden die Führung der Bücher 

und der Kasse einem geeigneten Gehilfen übertra­

gen.

3. Bei  größeren  Vereinen  kann  der  Vereinsaus­

schuß oder die Mitgliederversammlung nach Bedarf 

Vertrauensmänner  bestellen  mit  der  Aufgabe,  bei 

der Besichtigung und Schätzung von Tieren und bei 

der Anordnung der Schlachtung an Stelle von Aus­

schußmitgliedern mitzuwirken (§ 5 Ziffer 2, § 7 Zif­

fer 4, § 9 Ziffer 1 und 2, § 16 Ziffer 2, § IS Ziffer 1, 

§ 19 Ziffer 1). § 29 Ziffer 3 gilt entsprechend

4. Die  Dienste  der  Ausschußmitglieder  und  der 

Vertrauensmänner sind  ehrenamtlich.  Die  Mitglie­

derversammlung kann eine angemessene Vergütung 

gewähren

§ 31

Beschlußfähigkeit des Ausschusses

1. Zu den Sitzungen des Vereinsausschusses sind 

sämtliche Ausschußmitglieder einzuladen.

2. Der Ausschuß ist  beschlußfähig,  wenn  minde­

stens 3 Mitglieder anwesend sind.

3. Die Beschlüsse des Vereinsausschusses werden 

mit  einfacher  Stimmenmehrheit  gefaßt;  bei  Stim­

mengleichheit  gibt  die  Stimme  des  Vorsitzenden 

den Ausschlag.

4. Der Vereinsausschuß  prüft  die  Rechnung  und 

teilt sie, wenn sie von der Anstaltsverwaltung fest­

gesetzt  ist,  der  Mitgliederversammlung  zur  Aner­
kennung mit.

§ 32

SchiedsgerichtdesVereins

1. Das  Schiedsgericht  des  Vereins  wird  aus  je 

einem vom Vereinsausschuß und vom Versicherten 

benannten Vereinsmitglied und einem Obmann ge­

bildet, der von beiden gewählt, oder wenn sie sich 

nicht einigen  können,  von  dem  Bürgermeister  der 

Gemeinde ernannt wird, in der die schiedsgericht­

liche Verhandlung stattfindet.

2. Die Mitglieder des Schiedsgerichtes dürfen bei 

den  angefochtenen  Schätzungen  nicht  mitgewirkt 

haben und sollen weder mit dem. Versicherten noch 

mit den Ausschußmitgliedern,  welche die angefoch- 

tene  Schätzung  vorgenommen  haben,  verwandt 

oder verschwägert sein.

3. Das  Schiedsgericht  hat  innerhalb  drei  Tagen 

Beschluß zu fassen  und darf nur nach  dem  wirk­

lichen Wert des Tieres und nicht nach anderen Ge­

sichtspunkten schätzen; es kann die erste Schätzung 
auch mindern.

4. Das Amt des Schiedsrichters ist ein Ehrenamt; 

die Mitgliederversammlung kann eine angemessene 
Vergütung gewähren.

§ 33

Mitgliederversa m mlung

1. Die  Mitgliederversammlung  muß  einberufen 

werden:

a) nach  dem  Schlüsse  des  Versicherungsjahres,

b) auf  Antrag  des  fünften  Teiles  der  Vereinsmit- 

glieder,

c) auf Anordnung der Anstaltsverwaltung.

2. Die  Einberufung geschieht  acht  Tage  vor der 

Versammlung  durch  ortsübliche  Bekanntmachung 

unter Angabe der Beratungsgegenstände.

3. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Vertretung ist 

zulässig.

4. Die  Beschlüsse  werden,  abgesehen  von  §  34, 

mit einfacher Mehrheit der Anwesenden gefaßt. Bei 

Stimmengleichheit  gibt  die  Stimme  des  Vorsitzen­

den  den  Ausschlag.  Die  Beschlüsse  sind  zu  beur­

kunden.

VI. Austritt und Auflösung von Vereinen
Abwicklung.

§ 34

1. Die  Auflösung  des  Vereins oder sein  Austritt 

aus  der  Landesanstalt  ist  nur  zum  Schlüsse eines 

Versicherungsjahres  zulässig  und  muß  mindestens 

drei  Monate vorher  beschlossen  und der Anstalts­

verwaltung angezeigt werden.

2. Die  Auflösung des  Vereins oder sein  Austritt 

aus der Landesanstalt kann nur in einer zu diesem 

Zwecke  einberufenen  Mitgliederversammlung  be­

schlossen  werden,  in  der  mindestens  zwei  Drittel 

sämtlicher  Vereinsmitglieder  anwesend  sind.  Fin­

den sich weniger Vereinsmitglieder ein, so muß eine 

nochmalige Mitgliederversammlung anberaumt wer­

den. Diese ist ohne Rücksicht auf die Zahl der An­

wesenden beschlußfähig.

3. Zu dem Beschlüsse ist die Zustimmung von zwei 

Dritteln  der  in  der Mitgliederversammlung  anwe­

senden Vereinsmitglieder erforderlich.

4. Ist  die  Auflösung  des  Vereins  beschlossen,  so 

beschließt dieselbe Mitgliederversammlung zugleich 

über  die  Verwendung  des  Vereinsvermögens.

Eine  Verteilung  des  Vereinsvermögens  setzt  je­

doch voraus, daß der Verein und die Mitglieder ihre 

Verpflichtungen,  insbesondere  der  Anstaltsverwal­

tung gegenüber, erfüllt haben.

5. Nach  der Auflösung des Vereins hat der Ver­

einsausschuß die laufenden  Geschäfte abzuwickeln, 

die Forderungen einzuziehen, das übrige Vermögen 

in  Geld  umzusetzen,  die  Gläubiger zu  befriedigen 

und  mit  dem  Uberschuß  nach  dem  Beschluß  der 

Mitgliederversammlung zu verfahren.

Die  Bestimmungen  der  §§ 48  Abs. 2  und  3,  49 

bis  53  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  finden  ent­

sprechende Anwendung.

VII. Abweichungen von der Mustersatzung

§ 35

Die  Mitgliederversammlung  kann  Abweichungen 

von  der  Mustersatzung  beschließen.  Der  Beschluß 

bedarf mit Ausnahme der in dieser Satzung beson­

ders bezeichneten Fälle der Genehmigung der An­

staltsverwaltung.
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